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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zur Wirtschafts-, Sozial-, Beschaftigungs-, Struktur- und Haushaltspolitik Belgiens

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EU) 2024/1263 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2024 Uber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Uber die
multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1466/97 des Rates, inshesondere auf Artikel 3 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europdischen Kommission,

unter Beriicksichtigung der EntschlieBungen des Européischen Parlaments,
unter Berucksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses fiir Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Griinde:

1) Die Verordnung (EU) 2021/241 des Europaischen Parlaments und des Rates? zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitat trat am 19. Februar 2021 in Kraft. Im
Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilitit wird den Mitgliedstaaten finanzielle
Unterstlitzung fir Reformen und Investitionen bereitgestellt und so fur einen EU-
finanzierten Konjunkturimpuls gesorgt. Den Prioritaten des Europaischen Semesters
entsprechend tragt die Fazilitat zur wirtschaftlichen und sozialen Erholung bei und
erleichtert die Umsetzung nachhaltiger Reformen und Investitionen, insbesondere mit
dem Ziel, den griinen und den digitalen Wandel zu férdern und die Volkswirtschaften
der Mitgliedstaaten widerstandsfahiger zu machen. Sie hilft auch, die 6ffentlichen
Finanzen zu starken und das mittel- und langfristige Wirtschafts- und
Beschaftigungswachstum anzukurbeln, den territorialen Zusammenhalt in der EU zu
verbessern und die weitere Umsetzung der Europdischen Sdule sozialer Rechte zu
unterstutzen.

2 Die am 27. Februar 2023 angenommene REPowerEU-Verordnung? zielt darauf ab, die
Abhéngigkeit der EU von Einfuhren fossiler Brennstoffe aus Russland stufenweise zu

! ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j.

2 Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur
Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit (ABI. L57 vom 18.2.2021, S.17, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2021/241/0j).

8 Verordnung (EU) 2023/435 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur
Anderung der Verordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- und

DE


http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1263/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/241/oj

DE

(3)

(4)

()

beenden. Dies wirde zur Energieversorgungssicherheit und zur Diversifizierung der
Energieversorgung der EU beitragen und zugleich den Einsatz erneuerbarer Energien,
die Energiespeicherkapazitaten und die Energieeffizienz erhdhen. Belgien hat seinem
nationalen Aufbau- und Resilienzplan ein neues REPowerEU-Kapitel hinzugefiigt, um
wichtige Reformen und Investitionen zu finanzieren, die zur Verwirklichung der
REPowerEU-Ziele beitragen werden.

Am 16.Miarz 2023 legte die Kommission die Mitteilung ,Langfristige
Wetthewerbsfahigkeit der EU: Blick iiber 2030 hinaus*“* vor, um zur politischen
Entscheidungsfindung beizutragen und die Rahmenbedingungen fur steigendes
Wachstum zu schaffen. In dieser Mitteilung wird die Wetthewerbsfahigkeit im
Rahmen von neun sich gegenseitig verstarkenden Faktoren betrachtet. VVon diesen
Faktoren werden der Zugang zu Kapital aus der Privatwirtschaft, Forschung und
Innovation, Bildung und Kompetenzen sowie der Binnenmarkt als oberste politische
Prioritdten fir Reformen und Investitionen angesehen, mit denen die aktuellen
Herausforderungen im Bereich der Produktivitat angegangen und die EU und ihre
Mitgliedstaaten auf lange Sicht wettbewerbsféahiger werden sollen. Im Anschluss an
diese Mitteilung legte die Kommission am 14. Februar 2024 den Jahresbericht tber
den Binnenmarkt und die Wettbewerbsfahigkeit® vor. Darin wird ausfiihrlich darauf
eingegangen, welche Starken der européische Binnenmarkt im Wettbewerb aufweist
und wo die Herausforderungen liegen, wobei die j&hrlichen Entwicklungen anhand der
neun ermittelten Wettbewerbsfahigkeitsfaktoren nachgezeichnet werden.

Am 21. November 2023 nahm die Kommission den Jahresbericht zum nachhaltigen
Wachstum 2024% an und leitete damit den Zyklus des Europdischen Semesters fiir die
wirtschaftspolitische Koordinierung 2024 ein. Am 22. Marz 2024 billigte der
Européische Rat die auf die vier Komponenten der wettbewerbsféahigen Nachhaltigkeit
abstellenden Prioritaten des Berichts. Am 21. November 2023 nahm die Kommission
auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 auch den Warnmechanismus-
Bericht 2024 an, worin Belgien nicht als einer der Mitgliedstaaten genannt wurde, bei
denen wegen bestehender oder drohender Ungleichgewichte eine eingehende
Uberpriifung angezeigt war. Am selben Tag nahm die Kommission auch eine
Stellungnahme zur Ubersicht (iber die Haushaltsplanung Belgiens 2024 an. Die
Kommission legte auBerdem eine Empfehlung fur eine Empfehlung des Rates zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets vor, die am 12. April 2024 vom Rat
angenommen  wurde, sowie den Vorschlag fir den  Gemeinsamen
Beschaftigungsbericht 2024  mit  einer  Analyse  der  Umsetzung  der
Beschéaftigungspolitischen Leitlinien und der Grundsédtze der Européischen Sdule
sozialer Rechte, der am 11. Marz 2024 vom Rat angenommen wurde.

Am 30. April 2024 trat der neue EU-Rahmen fiir die wirtschaftspolitische Steuerung
in Kraft. Dieser umfasst die neue Verordnung (EU) 2024/1263 des Européischen
Parlaments und des Rates (iber die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
iiber die multilaterale haushaltspolitische Uberwachung und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates. AuRerdem beinhaltet er die gednderte

Resilienzpldnen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr.1303/2013, (EU) 2021/1060 und
(EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABI. L 63 vom 28.2.2023, S.1, ELL:
http://data.europa.eu/eli/req/2023/435/0j).

COM(2023) 168 final.

COM(2024) 77 final.

COM(2023) 901 final.
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Verordnung (EG) Nr. 1467/97 Uber die Beschleunigung und Klarung des Verfahrens
bei einem Ubermaligen Defizit und die gednderte Richtlinie 2011/85/EU Uber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten’. Die Ziele
des neuen Rahmens sind Tragfahigkeit der offentlichen Schulden sowie nachhaltiges
und inklusives Wachstum durch graduelle Haushaltskonsolidierung sowie Reformen
und Investitionen. Er fordert die nationale Eigenverantwortung und zeichnet sich
durch eine starkere mittelfristige Ausrichtung in Verbindung mit einer wirksameren
und kohdrenteren Durchsetzung aus. Jeder Mitgliedstaat sollte dem Rat und der
Kommission einen nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan
vorlegen. Die nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Pléne enthalten
die haushaltspolitischen Zusagen sowie die Reform- und Investitionszusagen eines
Mitgliedstaats und erstrecken sich je nach reguldrer Dauer der nationalen
Legislaturperiode auf einen Planungshorizont von vier oder funf Jahren. Der
Nettoausgabenpfad® der nationalen mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane
sollte den Anforderungen der Verordnung (EU) 2024/1263 entsprechen, einschliellich
der Vorgaben, den offentlichen Schuldenstand spatestens bis zum Ende des
Anpassungszeitraums auf einen plausibel rucklaufigen Pfad zu bringen oder darauf zu
halten oder weiterhin auf einem dem Vorsichtsgebot entsprechenden Niveau unter
60 % des BIP zu halten und das offentliche Defizit mittelfristig unter den
Referenzwert von 3 % des BIP zu senken und/oder darunter zu halten. Wenn ein
Mitgliedstaat ein einschldgiges Reform- und Investitionspaket zusagt, das die
Vorgaben der Verordnung (EU) 2024/1263 erflllt, kann der Anpassungszeitraum um
bis zu drei Jahre verlangert werden. Um die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung
dieser Pl&ne zu unterstutzen, wird die Kommission ihnen am [21. Juni] 2024 Leitlinien
zum Inhalt der vorzulegenden Plane und der anschlielenden jéhrlichen
Fortschrittsberichte an die Hand geben und ihnen gemé&R Artikel 5 der Verordnung
(EU) 2024/1263 technische Leitlinien zu Haushaltsanpassungen (Referenzpfade und
gegebenenfalls technische Informationen) tGbermitteln. Die Mitgliedstaaten sollten ihre
mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plane bis zum 20. September 2024
ubermitteln, es sei denn, der Mitgliedstaat und die Kommission vereinbaren, diese
Frist um einen angemessenen Zeitraum zu verlangern. Die Mitgliedstaaten sollten
sicherstellen, dass ihre nationalen Parlamente einbezogen sowie erforderlichenfalls
unabhéngige finanzpolitische Institutionen, Sozialpartner und andere nationale
Interessentrager konsultiert werden.

Das Europaische Semester fir die wirtschaftspolitische Koordinierung verlauft 2024
weiterhin parallel zur Umsetzung der Aufbau- und Resilienzfazilitat. Die vollstandige
Umsetzung der Aufbau- und Resilienzplane bleibt fir die Verwirklichung der

Verordnung (EU) 2024/1264 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1467/97 uber die Beschleunigung und Klérung des Verfahrens bei einem tiberméaRigen Defizit (ABI.
L, 2024/1264, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/1264/0j) und Richtlinie (EU)
2024/1265 des Rates vom 29. April 2024 zur Anderung der Richtlinie 2011/85/EU iiber die
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten (ABI. L, 2024/1265, 30.4.2024,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1265/0j).

Nettoausgaben im Sinne von Artikel 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 des Rates vom 29. April 2024
(ABI. L, 2024/1263, 30.4.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/req/2024/1263/0j). d. h. Staatsausgaben
ohne i) Zinsausgaben, ii) diskretionére einnahmenseitige Mallnahmen, iii) Ausgaben fiir Programme der
Union, die vollstdndig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden, iv) nationale
Ausgaben fur die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
v) konjunkturelle Komponenten der Ausgaben flr Leistungen bei Arbeitslosigkeit und vi) einmalige
und sonstige befristete MalRnahmen.
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politischen Prioritdten im Rahmen des Europdischen Semesters unerlésslich, da mit
diesen Planen wirksam dazu beigetragen wird, dass alle oder wesentliche Teile der in
den einschlagigen landerspezifischen Empfehlungen der letzten Jahre genannten
Herausforderungen  angegangen  werden. Ebenso relevant Dbleiben  die
landerspezifischen Empfehlungen von 2019, 2020, 2022 und 2023 auch fir Aufbau-
und Resilienzplane, die nach den Artikeln 14, 18 und 21 der Verordnung
(EU) 2021/241 Uberarbeitet, aktualisiert oder gedndert wurden.

Am 30. April 2021 legte Belgien der Kommission gemal? Artikel 18 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2021/241 seinen nationalen Aufbau- und Resilienzplan vor. Gemél
Artikel 19 der Verordnung (EU) 2021/241 hat die Kommission die Relevanz,
Wirksamkeit, Effizienz und Kohérenz des Aufbau- und Resilienzplans anhand der in
Anhang V der Verordnung enthaltenen Leitlinien bewertet. Am 13. Juli 2021 erlief3
der Rat einen Beschluss zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und Resilienzplans
Belgiens®, der am 8. Dezember 2023 nach Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2021/241 geandert wurde, um den maximalen finanziellen Beitrag zur nicht
rickzahlbaren finanziellen Unterstiitzung zu aktualisieren und das REPowerEU-
Kapitel aufzunehmen?®. Die Freigabe von Tranchen ist erst moglich, nachdem die
Kommission in einem Beschluss nach Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU)
2021/241 festgestellt hat, dass Belgien die im Durchfuhrungsbeschluss des Rates
festgelegten einschlagigen Etappenziele und Zielwerte in zufriedenstellender Weise
erreicht hat. Eine zufriedenstellende Erreichung setzt voraus, dass es bei zuvor
erreichten Etappenzielen und Zielwerten nicht wieder zu Rickschritten gekommen ist.

Am 30. April 2024 legte Belgien im Einklang mit Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1466/97 sein Nationales Reformprogramm 2024 vor. Nach Artikel 27 der
Verordnung (EU) 2021/241 muss sich im Nationalen Reformprogramm 2024 auch die
halbjéhrliche Berichterstattung Belgiens Uber die Fortschritte bei der Durchfiuhrung
seines Aufbau- und Resilienzplans niederschlagen.

Am 19.Juni 2024 veroffentlichte die Kommission den Landerbericht 2024 fir
Belgien!. Bewertet werden darin die Fortschritte Belgiens bei der Umsetzung der
einschléagigen landerspezifischen Empfehlungen des Rates aus dem Zeitraum 2019 bis
2023 und der Stand der Durchfuhrung des Aufbau- und Resilienzplans durch Belgien.
Ausgehend von dieser Bewertung wird im L&nderbericht aufgezeigt, bei welchen
Herausforderungen noch Handlungsbedarf besteht, weil sie mit dem Aufbau- und
Resilienzplan nicht oder nur teilweise angegangen werden, und welche
Herausforderungen neu hinzugekommen sind oder sich abzeichnen. Ferner werden in
dem Bericht die Fortschritte Belgiens bei der Umsetzung der Europdischen Sdule
sozialer Rechte, bei der Verwirklichung der Kernziele der EU in den Bereichen
Beschaftigung, Kompetenzen und Armutsbekdmpfung sowie bei den UN-Zielen fir
nachhaltige Entwicklung bewertet.

Nach den von Eurostat validierten Daten'? erhohte sich das gesamtstaatliche Defizit
Belgiens von 3,6 % des BIP im Jahr 2022 auf 4,4 % des BIP im Jahr 2023, wahrend
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Durchftihrungsbeschluss des Rates vom 13. Juli 2021 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans Belgiens (10161/2021).

Durchftihrungsbeschluss  des Rates  vom 8. Dezember 2023  zur  Anderung  des
Durchfiihrungsbeschlusses des Rates vom 13. Juli 2021 zur Billigung der Bewertung des Aufbau- und
Resilienzplans Belgiens (15570/2023).

SWD (2024) 601 final.

Eurostat-Euroindikatoren vom 22.4.2024.
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der gesamtstaatliche Schuldenstand von 104,3 % des BIP Ende 2022 auf 105,2 % des
BIP Ende 2023 anstieg. Entsprechend ihrer Ankiindigung in den Haushaltspolitischen
Leitlinien fir 20243 leitet die Kommission auf Basis der Ist-Daten fiir 2023 und
gemal den geltenden Rechtsvorschriften den ersten Schritt zur Er6ffnung
defizitbedingter Verfahren ein. Am 19. Juni 2024 nahm die Kommission einen Bericht
nach Artikel 126 Absatz 3 AEUV'* an. In diesem Bericht wird die Haushaltslage
Belgiens bewertet, da das gesamtstaatliche Defizit im Jahr 2023 den Referenzwert von
3 % des BIP uberstieg. In dem Bericht stellt die Kommission auf der Grundlage dieser
Bewertung und unter Berlcksichtigung der Stellungnahme des nach Artikel 126
Absatz 4 AEUV eingesetzten Wirtschafts- und Finanzausschusses fest, dass sie im Juli
vorschlagen wird, ein Defizitverfahren gegen Belgien einzuleiten, und dass sie dem
Rat empfehlen wird, einen Beschluss nach Artikel 126 Absatz 6 zur Feststellung des
Bestehens eines berméRigen Defizits zu erlassen.

Am 12.Juli 2022 empfahl der Rat Belgien®®, im Jahr 2023 fiir eine vorsichtige
Haushaltspolitik zu sorgen, insbesondere indem das Wachstum der national
finanzierten laufenden Primérausgaben unter dem mittelfristigen Potenzialwachstum?®
gehalten wird, unter Berlcksichtigung der fortgesetzten befristeten und gezielten
Unterstutzung fir die vom Energiepreisanstieg besonders betroffenen Haushalte und
Unternehmen sowie die aus der Ukraine flichtenden Menschen. Zugleich erhielt
Belgien die Empfehlung, sich bereit zu halten, die laufenden Ausgaben an die sich
wandelnde Situation anzupassen. Aulerdem wurde Belgien empfohlen, die
oOffentlichen Investitionen fur den griinen und den digitalen Wandel sowie die
Energiesicherheit unter Bericksichtigung der REPowerEU-Initiative auszuweiten,
unter anderem durch Inanspruchnahme der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und von
anderen Unionsfonds. Ausgehend von den Schédtzungen der Kommission war der
finanzpolitische Kurs” im Jahr 2023 vor dem Hintergrund hoher Inflation mit 0,7 %
des BIP expansiv. Das Wachstum der national finanzierten laufenden Priméarausgaben
(ohne diskretionédre einnahmenseitige Malinahmen) leistete 2023 einen expansiven
Beitrag von 0,4 % des BIP zum finanzpolitischen Kurs. Darin eingerechnet ist der
Rickgang der Kosten der gezielten Sofort-EntlastungsmalRnahmen fiir die vom
Energiepreisanstieg besonders betroffenen Haushalte und Unternehmen um 0,1 % des
BIP. Das uber das mittelfristige Potenzialwachstum hinausgehende Wachstum der
national finanzierten laufenden Primdrausgaben war daher nicht auf die gezielten
Entlastungsmanahmen fur die vom Energiepreisanstieg besonders betroffenen
Haushalte und Unternehmen zurlickzufiihren. Das expansive Wachstum der national
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COM(2023) 141 final.

Bericht der Kommission nach Artikel 126 Absatz 3 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Européischen Union, 19.6.2024, COM(2024) 598 final.

Empfehlung des Rates vom 12. Juli 2022 zum nationalen Reformprogramm Belgiens 2022 mit einer
Stellungnahme des Rates zum Stabilitdtsprogramm Belgiens 2022 (ABI. C 334 vom 1.9.2022, S. 1).
Ausgehend von der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission wird das mittelfristige
Potenzialwachstum Belgiens im Jahr 2023 auf der Grundlage des Zehnjahresdurchschnitts der realen
Potenzialwachstumsrate und des BIP-Deflators fur das Jahr 2023 auf nominal 5,7 % geschatzt.

Der finanzpolitische Kurs gibt die jahrliche Verdnderung der zugrunde liegenden gesamtstaatlichen
Haushaltslage an. Er dient der Bewertung des wirtschaftlichen Impulses, der von den auf nationaler
Ebene sowie aus dem EU-Haushalt finanzierten haushaltspolitischen MalRnahmen ausgeht. Gemessen
wird der finanzpolitische Kurs als Differenz zwischen i) dem mittelfristigen Potenzialwachstum und
ii) der Verénderung der Primérausgaben abziglich diskretiondrer einnahmenseitiger MalRnahmen
(sowie ohne befristete Sofortmainahmen aufgrund der COVID-19-Krise), aber einschlielich der mit
nicht riickzahlbarer Unterstlitzung (Zuschiissen) aus der Aufbau- und Resilienzfazilitdt und anderen
EU-Fonds finanzierten Ausgaben.
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finanzierten laufenden Primérausgaben (ohne diskretiondre einnahmenseitige
MaRnahmen) ging auf dauerhafte Erhohungen der Lohne und Gehalter im 6ffentlichen
Sektor und der Sozialleistungen infolge der automatischen Indexierung, auf eine
voriibergehende Senkung der Arbeitgeberbeitrdge im Jahr 2023 und auf steigende
Haushaltskosten im Zusammenhang mit der Bevoélkerungsalterung zuriick. Insgesamt
ist festzuhalten, dass das Wachstum der national finanzierten laufenden
Primdarausgaben 2023 nicht mit der Empfehlung des Rates in Einklang stand. Die mit
Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat und anderen EU-Fonds finanzierten
Ausgaben beliefen sich 2023 auf 0,3% des BIP. Die national finanzierten
Investitionen erreichten 2023 einen Umfang von 2,8 % des BIP und stiegen damit
gegenliber 2022 um 0,1 Prozentpunkt. Belgien hat zusétzliche Investitionen Uber die
Aufbau- und Resilienzfazilitdt und andere EU-Fonds finanziert. Ferner hat Belgien
offentliche Investitionen fur den grinen und den digitalen Wandel sowie die
Energieversorgungssicherheit — etwa Investitionen in Schienenverkehrs- und
Fahrradinfrastrukturen, die Renovierung oOffentlicher Gebdude und die
Wasserstoffinfrastruktur — getatigt, die zum Teil aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat
und anderen EU-Fonds finanziert werden.

Die zentralen Projektionen des Stabilitatsprogramms 2024 lassen sich wie folgt
zusammenfassen:  Nach  dem  makrodkonomischen  Szenario, das den
Haushaltsprojektionen zugrunde liegt, wird sich das reale BIP-Wachstum 2024 auf
1,4 % und 2025 auf 1,3 % belaufen, wahrend die am Verbraucherpreisindex (VPI)
gemessene Inflation fur 2024 mit 2,8 % und fir 2025 mit 1,8 % veranschlagt wird.
Das gesamtstaatliche Defizit soll sich 2024 auf 4,6 % des BIP erhéhen und 2025 auf
3,6 % des BIP zurlickgehen, wéhrend die gesamtstaatliche Schuldenquote bis
Ende 2024 auf 106,2 % des BIP und bis Ende 2025 auf 106,8 % steigen soll. Nach
2025 soll der gesamtstaatliche Haushaltssaldo den Projektionen zufolge auf 2,9 % des
BIP im Jahr2026 und auf 2,3% des BIP im Jahr 2027 zurlickgehen. Das
gesamtstaatliche Defizit soll somit 2026 den Defizit-Referenzwert von 3 % des BIP
unterschreiten. Die gesamtstaatliche Schuldenquote wiederum soll im Zeitraum nach
2025 schrittweise auf 106,6 % im Jahr 2026 und 106 % im Jahr 2027 zurtickgehen.

Die Kommission geht in ihrer Frihjahrsprognose 2024 von einem realen BIP-
Wachstum von 1,3 % im Jahr 2024 und von 1,4 % im Jahr 2025 sowie von einer
HVPI-Inflation von 4 % im Jahr 2024 und 2,3 % im Jahr 2025 aus.

Das Offentliche Defizit durfte sich der Frihjahrsprognose 2024 der Kommission
zufolge im Jahr 2024 auf 4,4 % des BIP belaufen, wahrend die gesamtstaatliche
Schuldenquote im Jahr 2024 voraussichtlich bei 105% bleiben wird. Die
Stabilisierung der Schuldenquote im Jahr 2024 ist vor allem auf einen infolge einer
Emission  staatlicher ~ Anleihen Ende 2023 aufgelaufenen  voriibergehenden
Liquiditatsuberschuss zurlickzufiihren. Ausgehend von den Schatzungen der
Kommission wird flr 2024 eine finanzpolitische Kontraktion von 0,1 % des BIP
erwartet.

Nach der Friihjahrsprognose 2024 der Kommission werden im Jahr 2024 Ausgaben in
Hohe von 0,2 % des BIP mit nicht riickzahlbarer Unterstiitzung (,,Zuschiissen®) aus
der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanziert, gegentber 0,1 % des BIP im Jahr 2023.
Die mit Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat finanzierten Ausgaben
werden Investitionen von hoher Qualitat und produktivitatssteigernde Reformen
ermoglichen, ohne dass sich dies unmittelbar auf den gesamtstaatlichen
Haushaltssaldo und den gesamtstaatlichen Schuldenstand Belgiens niederschlégt.
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Am 14. Juli 2023 empfahl der Rat Belgien®®, eine vorsichtige Haushaltspolitik zu
gewadhrleisten und zu diesem Zweck insbesondere den nominalen Anstieg der national
finanzierten Nettoprimarausgaben®® im Jahr 2024 auf hichstens 2 % zu begrenzen. Die
Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausfiihrung ihres Haushaltsplans 2023
und bei der Ausarbeitung ihrer Ubersicht (iber die Haushaltsplanung 2024 zu
berucksichtigen, dass die Kommission dem Rat auf Basis der Ist-Daten fiir 2023 die
Eroffnung defizitbedingter Verfahren vorschlagen wird. Der Friihjahrsprognose 2024
der Kommission zufolge werden die national finanzierten Nettoprimarausgaben
Belgiens im Jahr 2024 um 4 % steigen, was lber dem empfohlenen Hdéchstanstieg
liegt. Die Uber den empfohlenen Hochstanstieg der national finanzierten
Nettoprimérausgaben hinausgehenden Ausgaben belaufen sich 2024 auf 1 % des BIP.
Dies droht der Empfehlung des Rates zuwiderzulaufen.

Der Rat empfahl Belgien ferner, MalRnahmen zu ergreifen, um die geltenden Sofort-
Entlastungsmaflnahmen im Energiebereich zurtickzufahren und die dadurch erzielten
Einsparungen in den Jahren 2023 und 2024 so frih wie mdglich zum Abbau des
oOffentlichen Defizits zu nutzen. Der Rat empfahl Belgien daruber hinaus fir den Fall,
dass neuerliche Energiepreisanstiege neue oder fortgesetzte EntlastungsmalRnahmen
erforderlich machen sollten, sicherzustellen, dass diese EntlastungsmaBnahmen gezielt
auf den Schutz schwacherer Haushalte und Unternehmen ausgerichtet werden, fir die
oOffentlichen Haushalte tragbar sind und die Anreize zum Energiesparen erhalten. In
ihrer Friihjahrsprognose 2024 schitzt die Kommission die Netto-Haushaltskosten? der
Sofort-EntlastungsmaBnahmen im Energiebereich 2023 auf 0,4 % des BIP und 2024
und 2025 auf 0 % des BIP. Wirden die erzielten Einsparungen der Ratsempfehlung
entsprechend zum Abbau des offentlichen Defizits genutzt, ergabe sich nach diesen
Projektionen im Jahr 2024 eine Haushaltsanpassung um 0,4 % des BIP, wahrend die
national finanzierten Nettoprimérausgaben?! im betreffenden Jahr einen kontraktiven
Beitrag von 0,1 % des BIP zum finanzpolitischen Kurs leisten wirden. Die Sofort-
Entlastungsmanahmen im Energiebereich sollen den Projektionen zufolge in den
Jahren 2023 und 2024 so friih wie moglich zurlickgefahren werden. Dies steht mit der
Empfehlung des Rates im Einklang. Allerdings sollen die erzielten Einsparungen nicht
in vollem Umfang zum Abbau des gesamtstaatlichen Defizits genutzt werden. Dies
droht der Empfehlung des Rates zuwiderzulaufen.

Daruber hinaus empfahl der Rat Belgien, die national finanzierten 6ffentlichen
Investitionen aufrechtzuerhalten und die effektive Abrufung von Zuschussen aus der
Aufbau- und Resilienzfazilitat sowie anderen Fonds der Union zu gewahrleisten, um
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Empfehlung des Rates vom 14. Juli 2023 zum nationalen Reformprogramm Belgiens 2023 mit einer
Stellungnahme des Rates zum Stabilitdtsprogramm Belgiens 2023 (ABI. C 312 vom 1.9.2023, S. 12).
Die Nettoprimédrausgaben sind definiert als national finanzierte Ausgaben ohne i) diskretionére
einnahmenseitige  Malnahmen, ii) Zinsausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter
Arbeitslosigkeit und iv) einmalige oder sonstige befristete MalRnahmen.

Diese entsprechen den jéhrlichen Haushaltskosten der betreffenden Malinahmen unter Berlicksichtigung
der Einnahmen und Ausgaben und gegebenenfalls abzuglich der Einnahmen aus der Besteuerung von
Zufallsgewinnen von Energieversorgern.

Dieser Beitrag wird gemessen als Verdnderung der gesamtstaatlichen Primarausgaben ohne
i) Berlicksichtigung der zusétzlichen Auswirkungen diskretiondrer einnahmenseitiger MalRnahmen auf
den Haushalt, ii) einmalige Ausgaben, iii) Ausgaben aufgrund konjunkturbedingter Arbeitslosigkeit und
iv) Ausgaben, die mit nicht rickzahlbarer Unterstiitzung (Zuschissen) aus der Aufbau- und
Resilienzfazilitdt und aus anderen EU-Fonds bestritten werden, im Verhaltnis zur mittelfristigen
(zehnjahrigen) durchschnittlichen potenziellen nominalen BIP-Wachstumsrate und als Prozentsatz des
nominalen BIP ausgedriickt.
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insbesondere den grinen und den digitalen Wandel zu fordern. Laut
Frihjahrsprognose 2024 der Kommission durften die national finanzierten offentlichen
Investitionen von 2,8 % des BIP im Jahr 2023 auf 2,9 % des BIP im Jahr 2024
ansteigen. Dies steht mit der Empfehlung des Rates im Einklang. Die mit Mitteln aus
EU-Fonds einschlielich Zuschissen aus der Aufbau- und Resilienzfazilitat
finanzierten offentlichen Ausgaben wiederum dirften im Jahr 2024 unveréndert bei
0,3 % des BIP liegen.

Auf der Grundlage der zum Prognosestichtag bekannten PolitikmalRnahmen und unter
der Annahme einer unverédnderten Politik rechnet die Kommission in ihrer
Frihjahrsprognose 2024 fur 2025 mit einem Offentlichen Defizit von 4,7 % des BIP.
Die gesamtstaatliche Schuldenquote dirfte sich bis Ende 2025 auf 106,6 % des BIP
erhdhen. Der Anstieg des Defizits und der Schuldenquote im Jahr 2025 ist in erster
Linie auf den strukturellen Anstieg der laufenden Ausgaben zurtickzufiihren, der sich
insbesondere aus den Kosten im Zusammenhang mit der Bevoélkerungsalterung und
héheren Zinszahlungen fr die 6ffentlichen Schulden ergibt.

Die Risiken hinsichtlich der langfristigen Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen sind
in Belgien hoch. Neben der ungunstigen budgetdaren Ausgangsposition ist der
Hauptfaktor, der dieser Einschatzung zugrundeliegt, die Auswirkung, die der
angesichts der raschen Alterung der Bevdlkerung des Landes projizierte Anstieg der
alterungsbedingten Ausgaben auf die 6ffentlichen Finanzen haben wird. Im Bericht
der Kommission iiber die Bevélkerungsalterung 202422 wird davon ausgegangen, dass
die alterungsbedingten Ausgaben stetig von 26,8 BIP-Prozentpunkten im Jahr 2022
auf 31,9 BIP-Prozentpunkte im Jahr 2070 ansteigen werden. Der Anstieg um
5,1 Prozentpunkte des BIP bis 2070 ist hauptsachlich auf Ausgaben fir Renten und
Langzeitpflege zuriickzufiihren. Die Rentenausgaben werden den Projektionen zufolge
im  Zeitraum 2022-2070 um 3,5 BIP-Prozentpunkte steigen, verglichen mit
durchschnittlich 0,4 BIP-Prozentpunkten im Euro-Wahrungsgebiet. Belgiens Aufbau-
und Resilienzplan beinhaltet eine Rentenreform, die dazu beitragen soll, diese
Herausforderung zu bewdéltigen; hinzu kommen weitere Ziele wie die Verbesserung
der sozialen Nachhaltigkeit des Systems, die Schaffung von Anreizen, auch nach
Erfullung der Bedingungen flr den Eintritt in den Vorruhestand auf dem Arbeitsmarkt
aktiv zu bleiben, und die Gewaéhrleistung einer starkeren Konvergenz zwischen den
und innerhalb der verschiedenen Rentensysteme(n). Im Bereich der Langzeitpflege
beliefen sich die offentlichen Ausgaben 2022 auf 2,3 % des BIP (EU-Durchschnitt:
1,7 %), sodass Belgien zu den Landern mit den héchsten Ausgaben fir Langzeitpflege
in der EU gehorte. Bis 2070 durften die Ausgaben fur Langzeitpflege um 1,7 BIP-
Prozentpunkte steigen, wahrend der durchschnittliche Anstieg in der EU
0,8 Prozentpunkte betragen durfte. Im Jahr 2022 lagen die Ausgaben fir die
institutionelle Pflege in Belgien mit 1,4 BIP-Prozentpunkten deutlich Uber dem EU-
Durchschnitt (0,8 BIP-Prozentpunkte). Die verfligbaren Daten deuten darauf hin, dass
der Anteil der unnoétig oder zumindest verfriht in einer Pflegeeinrichtung
untergebrachten &lteren Menschen nach wie vor hoch ist, wenngleich er im Laufe der
vergangenen zehn Jahre zuriickgegangen ist. Aus den Daten ging insbesondere hervor,
dass der Anteil der Personen, die keine Pflege bendtigen oder leicht pflegebediirftig
sind und in Pflegeheimen leben, in Brissel und Wallonien hoch war. Die foderalen
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Europdische  Kommission und  Ausschuss  fir  Wirtschaftspolitik, Bericht  (ber  die
Bevolkerungsalterung 2024, abrufbar unter: https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/2024-
ageing-report-economic-and-budgetary-projections-eu-member-states-2022-2070_en

DE


https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/2024-ageing-report-economic-and-budgetary-projections-eu-member-states-2022-2070_en
https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/2024-ageing-report-economic-and-budgetary-projections-eu-member-states-2022-2070_en

DE

(21)

(22)

Stellen haben Reformen auf den Weg gebracht, um die Nutzung der verschiedenen
Pflege- und Betreuungsmaglichkeiten kosteneffizienter zu gestalten, insbesondere um
eine nicht notwendige oder verfriihte Unterbringung in einer Einrichtung zu vermeiden
bzw. hinauszuzdgern. Bei der Bewaéltigung der Herausforderungen im Bereich der
Tragféhigkeit der offentlichen Finanzen mussen jedoch verstarkt Fortschritte erzielt
werden.

Belgien gehort zu den Léndern mit dem hochsten Steuer- und Ausgabenniveau in der
EU. Die Gesamtausgaben umfassen ein hohes Mal3 an steuerlichen Malinahmen, die
zu  Auszahlungen oder zu Mindereinnahmen  fiihren  (im  Folgenden
»Steuerverglinstigungen®), und Lohnzuschiisse. Dariiber hinaus schafft die Gestaltung
des Steuer- und Sozialleistungssystems finanzielle Negativanreize fir eine
Erwerbstatigkeit und tragt zu der niedrigen Erwerbsbeteiligung in Belgien bei (76,1 %
gegenliber dem EU-Durchschnitt von 80,0 % im Jahr 2023 (Altersgruppe der 20- bis
64-Jahrigen)). Die Besteuerung der Arbeit (Einkommensteuern und Sozialbeitrége) ist,
was Gering- und Durchschnittsverdiener betrifft, EU-weit am hochsten, wéhrend die
Einnahmen aus Verbrauchssteuern, unter anderem Energiesteuern, unter dem EU-
Durchschnitt liegen. Steuerliche Besonderheiten wie der ,,Ehequotient?® bewirken
starke negative Arbeitsanreize fur Zweitverdiener. Dartiber hinaus hélt die Gestaltung
der Sozialleistungen Menschen davon ab, eine Arbeit aufzunehmen oder mehr
Stunden zu arbeiten. Viele Sozialleistungen sind status- und nicht bedarfsabhéngig,
was die Effizienz des Leistungssystems beeintrachtigt. Fir Langzeitarbeitslose sind
die Leistungen bei Arbeitslosigkeit zeitlich unbegrenzt und nicht bedarfsabhéngig, was
die bestehenden Arbeitslosigkeitsfallen verscharft. Die Verlagerung der Steuerlast
vom Faktor Arbeit auf andere Steuerbemessungsgrundlagen und die Verbesserung der
Effizienz des Steuer- und Sozialleistungssystems koénnten zu einer hoheren
Beschaftigungsquote beitragen.

Vor dem Hintergrund des strukturellen Konsolidierungsbedarfs musste eine
Verringerung der Besteuerung der Arbeit vollstandig finanziert werden, unter anderem
durch eine Verringerung der Steuerverginstigungen und durch schrittweise
Abschaffung der Steuersubventionen fur fossile Brennstoffe. Die hohe steuerliche
Belastung der Arbeit wird durch zahlreiche Lohnzuschisse ausgeglichen, und die
steuerlichen Abzugsmaoglichkeiten werden in Belgien in groem Umfang genutzt. Eine
Analyse des Hohen Finanzrats®® ergab, dass die Steuervergiinstigungen fiir den
oOffentlichen Haushalt kostspielig sind, in der Regel Personen mit hohem Einkommen
beginstigen und zu Ineffizienzen fuhren. Zu den Steuerverglnstigungen mit den
hochsten  Haushaltskosten gehdren die  Firmenwagen-Regelung und die
Quellensteuerbefreiung fir FuE- und Schichtarbeit. Lohnzuschisse und andere
Steuerverglnstigungen machen ferner das Steuersystem komplex, was den
Regelungsaufwand weiter erhoht und die Unternehmen belastet. Dar(ber hinaus ist die
FuE-Steuermalinahme nicht auf Unternehmen mit dem hdchsten Wachstumspotenzial
ausgerichtet.?> Bestimmte Merkmale des Steuersystems bewirken eine Verzerrung der
Investitionsentscheidungen und konnen zu (berhdhten Investitionen in bestimmte
Vermogenswerte flhren. Im Jahr 2021 beliefen sich Schatzungen zufolge Belgiens
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In Belgien kommt ein Einkommensteuersplitting (,,Ehequotient™) zur Anwendung, das es ermoglicht,
dem nicht berufstitigen Partner einen Teil des beruflichen Einkommens des berufstatigen Partners
zuzuweisen.

Hoher Finanzrat, 2020, Réduction des prélévements sur le travail et les possibilités de financement.
Schoonackers, R., 2020, Tax incentives for R&D: Are they effective? NBB Economic Review.
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direkte Subventionen fur fossile Brennstoffe auf 12 Mrd. EUR (2,4 % des BIP) und
seine indirekten Subventionen auf mehr als 2,6 Mrd. EUR.?® Zu den direkten
Subventionen fir fossile Brennstoffe zahlen die — im Vergleich zu Strom — niedrigen
Verbrauchsteuern auf Gas und Heiz6l. In Verbindung mit den hohen Stromnetzkosten
fihrt dies zu grofRen Preisunterschieden zwischen fossilen Brennstoffen und Strom,
wodurch der Umstieg auf umweltfreundlichere Heizsysteme behindert wird.?” Dartber
hinaus steht die anhaltende Forderung von Heizdl und Erdgas im Widerspruch zu den
Zusagen Belgiens, die Treibhausgasemissionen zu verringern und die Luftqualitat zu
verbessern. Verkehrs- und Umweltsteuern werden zu wenig genutzt (z. B. gelten
intelligente Strallenbenutzungsgebuhren nur fir schwere Nutzfahrzeuge) und kdnnten
auch zu zusatzlichen Einnahmen beitragen. Vor dem Hintergrund der zunehmenden
Verkehrsiberlastung und Luftverschmutzung sind Steuerverginstigungen wie die
teilweise  Erstattung der Verbrauchsteuern auf Diesel fir gewerbliche
Kraftverkehrsunternehmen ausgesprochen kostspielig und umweltschédlich.

Nach dem in Artikel 19 Absatz 3 Buchstabe b und Anhang V Abschnitt 2.2 der
Verordnung (EU) 2021/241 genannten Kriterium enthalt der Aufbau- und
Resilienzplan ein umfassendes Paket sich gegenseitig verstarkender Reformen und
Investitionen, die bis 2026 umzusetzen sind. Diese durften helfen, alle oder einen
wesentlichen  Teil der Herausforderungen, die in den entsprechenden
landerspezifischen Empfehlungen ermittelt wurden, wirksam anzugehen. In diesem
engen Zeitrahmen ist eine ziigige wirksame Umsetzung des Plans, insbesondere auch
des REPowerEU-Kapitels, unerlésslich, um die langfristige Wetthewerbsfahigkeit
Belgiens durch den grinen und den digitalen Wandel zu stérken und zugleich soziale
Gerechtigkeit sicherzustellen. Um die im Plan enthaltenen Zusagen bis August 2026
zu erfillen, muss Belgien eine wirksame Governance sicherstellen und die Umsetzung
der Reformen und Investitionen erheblich beschleunigen. Die systematische
Einbeziehung der lokalen und regionalen Gebietskdrperschaften, der Sozialpartner, der
Zivilgesellschaft und anderer relevanter Interessentrager bleibt unerlasslich, um
sicherzustellen, dass die erfolgreiche Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans auf
breiter Basis eigenverantwortlich mitgetragen wird.

Im Rahmen der Halbzeituberprifung der kohéasionspolitischen Mittel nach Artikel 18
der Verordnung (EU) 2021/1060 muss Belgien jedes Programm bis Mérz 2025
uberprifen und dabei unter anderem die in den landerspezifischen Empfehlungen 2024
ermittelten Herausforderungen sowie seinen Nationalen Energie- und Klimaplan
beriicksichtigen. Diese Uberpriifung bildet die Grundlage fir die endgiltige
Zuweisung der EU-Muittel fur jedes einzelne Programm. Bei der Kohé&sionspolitik und
der Europdischen Saule sozialer Rechte hat Belgien zwar Umsetzungsfortschritte
erzielt, doch bleiben noch Herausforderungen bestehen. Die innerhalb der Regionen
bestehenden Unterschiede in Bezug auf die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
sind in Belgien nach wie vor hoch. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die
Umsetzung der kohdsionspolitischen Programme intensiviert wird. Die in den
Programmen vereinbarten Prioritaten sind weiterhin relevant. Besonders wichtig ist
eine rasche Umsetzung der Investitionen, die darauf abzielen, Forschung, Innovation
und Digitalisierung zu fordern, sowie der Investitionen im Zusammenhang mit dem
grinen Wandel, der Anpassung an den Klimawandel und der Energieeffizienz. Die
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Foderaler Offentlicher Dienst Finanzen, 2024, Inventory of federal fossil fuel subsidies.
Foderaler Offentlicher Dienst Volksgesundheit und Finanzen, 2023, The landscape of carbon and
energy pricing and taxation in Belgium.
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Verbesserung des Zugangs zu Beschaftigung und Aktivierungsmalinahmen,
insbesondere fur schutzbedurftige Gruppen, Langzeitarbeitslose und junge Menschen,
bleibt eine Prioritdat. Die weitere Unterstitzung des lebenslangen Lernens zur
Verbesserung der Mobilitdt und Anpassungsfahigkeit der Arbeitnehmer ist von
entscheidender Bedeutung. Darliber hinaus ist es nach wie vor notwendig, die aktive
Eingliederung und Beschéftigungsfahigkeit benachteiligter Gruppen zu fordern.
Belgien konnte auch die Initiative ,,Plattform fiir strategische Technologien fiir
Europa®“ nutzen, um den industriellen Wandel zu unterstiitzen, indem es
fortgeschrittene digitale Technologien und Dienste, kreislauffdhige und fortschrittliche
Materialien sowie Kapazitdten im Zusammenhang mit nachhaltiger sauberer Energie,
einem resilienten Wohnungswesen und Innovationen im Gesundheitsbereich
weiterentwickelt.

Neben den wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen, die mit dem Aufbau- und
Resilienzplan und anderen EU-Fonds angegangen werden, steht Belgien vor mehreren
weiteren Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Arbeitskraftemangel und
dem Missverhdltnis zwischen Qualifikationsangebot und -nachfrage, der Integration
benachteiligter Gruppen in den Arbeitsmarkt, der Leistungsfahigkeit und
Gerechtigkeit des Bildungssystems sowie im Zusammenhang mit dem Lehrerberuf;
ferner bestehen Herausforderungen in Bezug auf die Rahmenbedingungen fir
Unternehmen, den Regelungsaufwand und die Komplexitit sowie Beschrankungen im
Dienstleistungssektor. Die Bewaltigung dieser Herausforderungen koénnte dazu
beitragen, die Kompetenzen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und die
schulischen Leistungen aller Schilerinnen und Schiler zu verbessern, was zu einer
Steigerung der Arbeitsproduktivitat fuhren und die Beschéftigungsquote an das flr das
Jahr 2030 angestrebte nationale Ziel von 80 % heranfiihren wiirde.

Die hohe Quote unbesetzter Stellen deutet auf einen anhaltenden Arbeitskraftemangel
hin, der in den mit Blick auf die Beschleunigung des griinen Wandels benétigten
technischen Berufen besonders stark ausgeprégt ist. Die Integration benachteiligter
Gruppen, zu denen auch Menschen mit einem niedrigeren Bildungsniveau, Menschen
mit Migrationshintergrund und Menschen mit Behinderungen z&hlen, gibt nach wie
vor Anlass zur Sorge. Die Zahl der Absolventen in den Bereichen Mathematik,
Informatik, Naturwissenschaften und Technik (MINT) ist — insbesondere, was Frauen
betrifft — nach wie vor gering (16,4 pro 1000 Einwohner im Alter von 20-29 Jahren
gegeniiber 21,9 in der EU). Dariiber hinaus liegt die Ubergangsquote von der
Arbeitslosigkeit zur Beschaftigung unter dem EU-Durchschnitt. Dies deutet darauf
hin, dass es noch Spielraum bei der Erhohung der Wirksamkeit der
AktivierungsmaBnahmen gibt, insbesondere durch eine Verbesserung der Effizienz der
offentlichen Arbeitsvermittlungsstellen und gezieltere Manahmen zur Unterstiitzung
der Integration von benachteiligten Gruppen und von krankheitsbedingt langfristig
abwesenden Arbeitnehmern in den Arbeitsmarkt. Die Steigerung der Zahl der
Absolventinnen und Absolventen in MINT-Fachern und der Arbeitsmarktrelevanz der
beruflichen Bildung in technischen Berufen konnten zur Behebung des
Arbeitskréaftemangels beitragen. Die Inanspruchnahme von Lernangeboten durch
Erwachsene ist gering, insbesondere bei Menschen mit niedrigerem
Qualifikationsniveau. Zwar wurden MafRnahmen wie ein individuelles Recht auf flinf
Fortbildungstage pro Jahr fur Beschéftigte sowie individuelle Lernkonten umgesetzt,
um die Erwachsenenbildung zu férdern, doch es braucht Zeit, bis diese Malinahmen
Auswirkungen zeigen, und die MaRnahmen wiirden auch eine Bewertung erfordern.
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Trotz hoher offentlicher Ausgaben fur Bildung haben sich die Lernergebnisse
verschlechtert, und es bestehen nach wie vor Bedenken hinsichtlich der Inklusivitat
und Gerechtigkeit der Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung. Die
Ergebnisse der internationalen Schulleistungsstudie der OECD (Programme for
International Student Assessment, PISA) von 2022 zeigen bei 15-Jahrigen eine
langfristige Verschlechterung der Leistungen in den Bereichen Lesen, Mathematik und
Naturwissenschaften (25 %  erzielten unterdurchschnittliche Leistungen in
Mathematik, 25,3 % im Lesen und 22,4 % in Naturwissenschaften). Wéhrend Belgien
2012 EU-weit den hdchsten Anteil besonders leistungsstarker Schilerinnen und
Schiler in Mathematik aufwies (19,5 %), ging dieser Anteil in den folgenden zehn
Jahren stark zurick (11,5% im Jahr 2022, Flamische Gemeinschaft: 15 %,
Franzdsische Gemeinschaft: 6,9 %, Deutschsprachige Gemeinschaft: 6,4 %). Dariber
hinaus hat sich bei den unterdurchschnittlichen Leistungen der Unterschied zwischen
bessergestellten und benachteiligten Schulerinnen und Schilern seit 2018 vergroRert.
Der Anteil benachteiligter Schilerinnen und Schuler mit unterdurchschnittlichen
Leistungen stieg um 9,2 Prozentpunkte auf 45,8 % in Mathematik (EU: 48 %,
Flamische ~ Gemeinschaft 41,4 %, Franzosische  Gemeinschaft: 51,1 %,
Deutschsprachige Gemeinschaft: 35,6 %). Die Verbesserung der Grundfertigkeiten
aller Schilerinnen und Schiler ist von entscheidender Bedeutung, um —auch bei
benachteiligten Gruppen — die Erwerbsbeteiligung zu férdern. Eine Steigerung der
Attraktivitat des Lehrerberufs, insbesondere durch die Gewahrleistung von
Arbeitsplatzstabilitat und die Bereitstellung einer an die sich wandelnden Bedurfnisse
angepassten Weiterbildung, wirde dazu beitragen, den zunehmenden Mangel an
qualifizierten Lehrkréften, der die Gefahr einer weiteren Zunahme der Ungleichheiten
im Bildungsbereich birgt, zu verringern.?

Die Rahmenbedingungen fir Unternehmen in Belgien werden durch einen hohen
Regelungsaufwand  und eine  hohe  Komplexitdt  beeintrachtigt.  Der
Verwaltungsaufwand fir Unternehmen ist hoch, insbesondere in Bezug auf das
Steuer- und Arbeitsrecht. Die Kosten, mit denen KMU im Zusammenhang mit der
Erfullung der arbeits- und steuerrechtlichen Vorschriften konfrontiert sind, sind in
Belgien vergleichsweise hoch, insbesondere fiir Unternehmen, die mehreren
regionalen Systemen unterliegen. Darlber hinaus weist Belgien im Bereich der
Unternehmensdynamik einen der geringsten Werte in der EU auf. Trotz eines jungsten
Anstiegs ist die Quote der Unternehmensneugriindungen, insbesondere bei
Unternehmen mit Beschéftigten, nach wie vor niedrig. Der Anteil wachstumsstarker
Unternehmen liegt in Belgien deutlich unter dem EU-Durchschnitt. Umfangreiche
Handelsbeschrankungen im Dienstleistungssektor konnten einen Grund fir die
Schwéachung der Unternehmensdynamik darstellen. Die  Aufhebung von
Beschréankungen fir reglementierte Berufe musste ebenfalls angegangen werden.

Angesichts der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften der
Mitgliedstaaten des Euro-Wahrungsgebiets und ihres kollektiven Beitrags zur
Funktionsweise der Wirtschafts- und Wéhrungsunion empfahl der Rat den
Mitgliedstaaten des Euro-Wéhrungsgebiets 2024, unter anderem im Rahmen ihrer
Aufbau- und Resilienzplane Malinahmen zu ergreifen, um die in der Empfehlung zur
Wirtschaftspolitik des Euro-Wéhrungsgebiets enthaltenen Empfehlungen umzusetzen.
Im Falle Belgiens tragen die Empfehlungen 1, 2, 3 und 4 dazu bei, die erste, zweite,
dritte und vierte Empfehlung fir das Euro-Wahrungsgebiet umzusetzen —
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Europdische Kommission, 2023, Monitor fiir die allgemeine und berufliche Bildung: Belgien.
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EMPFIEHLT, dass Belgien 2024 und 2025 MaRnahmen ergreift, um

1.

den mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen Plan rechtzeitig zu Gbermitteln; das
Wachstum der Nettoprimarausgaben®® den Anforderungen des reformierten
Stabilitats- und Wachstumspakts entsprechend im Jahr 2025 auf eine Rate zu
beschréanken, die damit vereinbar ist, den gesamtstaatlichen Schuldenstand
mittelfristig auf einen plausibel ricklaufigen Pfad zu bringen und das
gesamtstaatliche Defizit mit Blick auf den im Vertrag festgelegten Defizit-
Referenzwert von 3% des BIP zu reduzieren; den erwarteten Anstieg der
alterungsbedingten ~ Ausgaben  anzugehen, unter anderem durch eine
kosteneffizientere ~ Gestaltung  des  Pflegesystems; das  Steuer- und
Sozialleistungssystem zu reformieren, um die Arbeitsanreize durch steuerliche
Entlastung der Arbeit und Uberpriifung der Ausgestaltung der Sozialleistungen zu
starken; die Verringerung der steuerlichen Belastung der Arbeit, unter anderem durch
Verringerung der Steuervergiinstigungen, zu finanzieren; inshesondere Schritte zu
unternehmen, um Subventionen fir fossile Brennstoffe stufenweise zu beenden,
unter anderem durch die Verlagerung der Verbrauchbesteuerung von Strom auf
fossile Brennstoffe;

die Umsetzung des Aufbau- und Resilienzplans, insbesondere auch des REPowerEU-
Kapitels, erheblich zu beschleunigen und eine wirksame Governance sicherzustellen,
um den Abschluss der Reformen und Investitionen bis August 2026 zu
gewahrleisten; die kohasionspolitischen Programme schneller umzusetzen; im
Rahmen ihrer Halbzeitlberprifung die vereinbarten Prioritdten im Blick zu behalten
und zugleich die Moglichkeiten in Erwédgung zu ziehen, die die Initiative ,,Plattform
fir  strategische  Technologien fiir  Europa“ zur  Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit eréffnet;

den Arbeitskraftemangel und das Missverhéltnis zwischen Qualifikationsangebot und
-nachfrage, unter anderem mit Blick auf den griinen Wandel, anzugehen und die
Aktivierungspolitik zu starken, um benachteiligte Gruppen verstarkt in den
Arbeitsmarkt zu integrieren; die Leistungsfahigkeit und Gerechtigkeit der Systeme
der allgemeinen und beruflichen Bildung zu verbessern und Reformen zur
Aufwertung des Lehrerberufs fortzusetzen;

die Rahmenbedingungen fir Unternehmen und die Unternehmensdynamik durch
Verringerung von Regelungsaufwand und Komplexitat sowie durch Lockerung der
Beschrankungen im Dienstleistungssektor zu verbessern.

Geschehen zu Brissel am

Im Namen des Rates
Der Préasident

29

Nach Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2024/1263 bezeichnet der Ausdruck ,,Nettoausgaben*
die Staatsausgaben ohne Zinsausgaben, diskretiondre einnahmenseitige Mafnahmen, Ausgaben fir
Programme der Union, die vollstdndig durch Einnahmen aus den Unionsfonds ausgeglichen werden,
nationale Ausgaben fir die Kofinanzierung von Programmen, die von der Union finanziert werden,
konjunkturelle Komponenten der Ausgaben fiir Leistungen bei Arbeitslosigkeit und einmalige und
sonstige befristete MalRnahmen.
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

